
Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 36 vom 18. Juni 2014 

1 

5. Bericht zur Entwicklung des Thurgauer Bildungswesens 2013 (12/WE 3/173) 

 

Diskussion 

 

Präsidentin: Zum siebten Mal legt uns das Departement für Erziehung und Kultur (DEK) 

einen Bericht zur Entwicklung des Thurgauer Bildungswesens vor. Wir haben dazu 

nichts zu beschliessen, können den Bericht aber diskutieren und der Departements-

chefin unsere Überlegungen zu den anstehenden Projekten mitgeben. 

Der Bericht ist in einer Kommission vorberaten worden. Den Kommissionsbericht zu die-

sem Geschäft haben Sie vorgängig erhalten. Für die Tribünenbesucher liegen Kopien 

dieses Kommissionsberichts auf. 

Bevor wir den Bericht kapitelweise diskutieren, eröffne ich  - im Sinne einer Eintre-

tensdebatte -  die Diskussion über den Bericht als Ganzes. Das Wort hat zuerst die 

Kommissionspräsidentin, Kantonsrätin Margrit Aerne. 

 

Kommissionspräsidentin Aerne, SVP: Die vorberatende Kommission dankt dem Regie-

rungsrat für die fundierte Arbeit in der siebten Auflage des Berichts zur Entwicklung des 

Thurgauer Bildungswesens 2013. Die vorberatende Kommission hat die Vorlage in drei 

Sitzungen ausführlich diskutiert und unsere Fragen wurden von Regierungsrätin Knill, 

dem Generalsekretär und den jeweils zuständigen Amtsleitern beantwortet. Der Bericht 

2013 ist gut verständlich lesbar, sowie um 20 Seiten kürzer als derjenige aus dem Jahr 

2011. Dies wurde von der vorberatenden Kommission im positiven Sinn zur Kenntnis 

genommen. Die Statistiken 2013 sind gut mit denjenigen aus dem Jahr 2011 vergleich-

bar. Der Bericht umschreibt den aktuellen Zustand der Thurgauer Bildung mit den Hand-

lungs- und Spannungsfeldern. Dabei sind keine ausserordentliche Veränderungen zu er-

kennen. Der vorliegende Bericht wird seinem Titel "Bericht zur Entwicklung des Thur-

gauer Bildungswesens 2013" nur teilweise gerecht. Bezüglich Entwicklungen und Visio-

nen wie beispielsweise zur Frage, ob und ab wann welche Sprachen an den Thurgauer 

Schulen unterrichtet werden sollen, sind praktisch keine Aussagen zu finden. Auch be-

züglich der Thematik der Informations- und Kommunikationstechnik (englisch "informati-

on and communication technology", ICT) fehlen Aussagen. So ist beispielsweise nicht zu 

erfahren, welcher Standard an den Thurgauer Schulen unterrichtet werden soll und wel-

che Richtlinien in Zukunft gelten sollen, denn aktuell befinden sich die Thurgauer Schu-

len diesbezüglich auf sehr unterschiedlichem Niveau. Die vorberatende Kommission fin-

det es jedoch wichtig und auch richtig, über den Bildungsbereich ausführlich informiert zu 

werden. In die Bildung wird ein massgeblicher Anteil der Finanzen investiert. Über den 

Erscheinungsrhythmus des Berichts hat die Kommission ausführlich diskutiert und sich 

abschliessend einstimmig für einen Vierjahres-Rhythmus zur Erstellung des Berichtes 

zur Entwicklung des Thurgauer Bildungswesens entschieden. Diese Entscheidung ba-

siert auf folgenden Begründungen: Auch der schweizerische Bildungsbericht erscheint 
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alle vier Jahre, genauso wie die Regierungsrichtlinien, zu welchen mit diesem Rhythmus 

ein engerer Bezug hergestellt wird. Weiter können Veränderungen im Bildungsbereich 

klarer aufgezeigt werden und auch der haushälterische Umgang mit den Ressourcen 

stellt einen positiven Effekt dar. 

 

Feuz, CVP/GLP: Die CVP/GLP-Fraktion dankt allen Personen, welche für die Erstellung 

dieses Berichtes zuständig waren und einen ganzheitlichen, verständlichen und im Um-

fang angemessenen Bericht über die Entwicklung des Thurgauer Bildungswesens ver-

fasst haben. Die Fraktion anerkennt die gute Arbeit der in unserem Bildungswesen täti-

gen Personen ausdrücklich. Wir begrüssen die laufende Ausarbeitung des Lehrplans 21 

ebenso wie eine Aufschiebung dessen Einführung aufgrund der kontroversen Vernehm-

lassungsantworten. Im Bereich der Volksschule erkennen wir den nötigen Bedarf an Be-

gabtenförderung sowie an Förderung von schwächeren Schülern. Wir mahnen aber an, 

dass das Angebot die Nachfrage in diesen Bereichen stark steuert und uns die schuli-

sche Bildung für Schülerinnen und Schüler ohne besonderen Förderbedarf ebenso wich-

tig und verpflichtend erscheint. Inwiefern künftig in der Volksschule oder im Bereich der 

Mittelschulen grössere Einheiten zu bilden sind, lässt sich nicht sagen. Wir sind jedoch 

davon überzeugt, dass eine gute schulische Bildung unserer Kinder in keinem Zusam-

menhang zur Grösse von Schuleinheiten steht. Vertiefte Diskussionen über sinnvolle 

Schuleinheiten werden künftig aber zu führen sein. Die CVP/GLP-Fraktion begrüsst die 

gleichermassen starke Förderung der Berufsbildung und der akademischen Bildung in 

unserem Kanton. Jedoch würden wir uns eine bessere Vernetzung zwischen Sekundar-

schulen und Berufsschulen wünschen, analog der schon längst mit Erfolg praktizierten 

guten Vernetzung zwischen den Sekundar- und Mittelschulen. Die CVP/GLP-Fraktion ist 

zufrieden mit dem im vorliegenden Bericht skizzierten Zustand der Bildung in unserem 

Kanton und begrüsst es, dass der Bericht in Zukunft nur noch alle vier Jahre erscheinen 

soll. 

 

Bruggmann, SP: Der Aufbau des aktuellen Bildungsberichtes kommt dem interessierten 

Leser und der geneigten Leserin entgegen. Uns scheint es richtig, dass der Bildungsbe-

richt künftig nur noch alle vier Jahre erscheinen soll. Weniger richtig scheint es uns, dass 

der Bildungsbericht zu einem Sparbericht verkommt. Diesbezüglich bringe ich einige 

Bemerkungen an, darunter auch einen Sparvorschlag. Sparen 1: Sparen Sie bei den 

Worten, specken Sie bei Nichtssagendem ab und betonen Sie das Wichtige und das 

Konkrete. Abgesehen von diesem Punkt kommt die SP-Fraktion zum Schluss, dass in 

diesem Bildungsbericht zu viel vom Sparen die Rede ist. Sparen 2: Im Vorwort kann man 

ein ausgedehntes Lob und eine Betonung der Wichtigkeit der Bildung lesen. Im Fazit 

führt Regierungsrätin Knill dann jedoch aus, dass das Erreichte zu erhalten, wo nötig an-

zupassen und im Rahmen der Finanzierbarkeit zu verbessern sei. Wenn wir die Zukunft 

der Bildung lediglich noch unter diesem Aspekt betrachten, heisst es meines Erachtens: 
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Gute Nacht gute Bildung im Thurgau. Sparen 3: Sparvorhaben im Rahmen der Leis-

tungsüberprüfung (LÜP) gefährden das Bildungswesen. Regierungsrätin Knill sagt, dass 

Bildung ein kostbares Gut sei. Was kostbar und für die Zukunft wichtig ist, müssen wir 

uns etwas kosten lassen. Sparen 4: Der letzten grossen Sparrunde fiel der Fördertag für 

Hochbegabte zum Opfer. Ein Unsinn, denn auch die Überflieger sollten wir fördern, sonst 

grounden sie. Sparen 5, 6 und 7: Eine Arbeitsgruppe "Attraktivität des Lehrberufs" ist an 

der Arbeit. Es heisst, dass es nun noch etwas länger dauere, bis Massnahmen umge-

setzt werden können. Der Grund dafür sind Sparmassnahmen. Auf die geplante Nache-

valuation zur Einführung der Schulleitungen nach fünf Jahren wird aus Spargründen ver-

zichtet. Wo aber liegt diesbezüglich das Sparpotenzial? Die Gefahr ist gross, dass wir 

viele gut ausgebildete Schulleiterinnen und Schulleiter nach kurzer Zeit wieder verlieren. 

Die Altersstruktur im Thurgau verschiebt sich. Es gibt leider immer weniger Kinder und 

Jugendliche. Wollen wir auch künftig ein jugendlicher Kanton sein, müssen Massnahmen 

ergriffen werden. Zuerst braucht es gute Rahmenbedingungen für Familien und ebensol-

che Betreuungsangebote, und zwar auch in ländlichen Regionen. Leider sind wir im Kan-

ton Thurgau noch weit davon entfernt. Im Bereich der frühen Förderung tut sich allmäh-

lich etwas, wobei ich auf den Masterstudiengang "Frühe Kindheit" an der Pädagogischen 

Hochschule Thurgau verweise. Das Folgekonzept für die Kinder-, Jugend- und Familien-

politik 2014-2018 liegt druckfrisch vor. Wir hoffen, dass das Folgekonzept weder dem 

Spartiger zum Opfer fällt, noch zum Papiertiger verkommt. Die SP-Fraktion erachtet fol-

gende Punkte als wichtig: Die Lehrpersonen benötigen gute Arbeitsbedingungen. Nur 

47 % der Lehrpersonen arbeiten in einem Pensum zwischen 80 % und 100 %, was uns 

zu denken geben sollte. Weiter muss das Ansehen des Lehrberufs gestärkt werden. Alle 

Kinder und Jugendlichen sollen eine gute Ausgangslage haben. Sowohl schwächere 

Schülerinnen und Schüler als auch Überflieger sollen gefördert werden. Jeder junge 

Mensch muss eine Ausbildung machen und im Anschluss einen Platz in der Arbeitswelt 

finden können. Uns ist zudem eine Zahl speziell aufgefallen: 1120 Kinder und Jugendli-

che unter 18 Jahren im Thurgau sind auf Sozialhilfe angewiesen und haben somit denk-

bar schlechte Startchancen in ein selbständiges Leben. Das sind 1120 Armutsbetroffene 

zu viel. Die gymnasiale Maturitätsquote im Thurgau ist erschreckend tief. Wir brauchen 

nicht nur exzellent ausgebildete Leute mit einer dualen Berufsbildung, sondern auch 

Leute, die an einer Universität oder einer technischen Hochschule abschliessen. Die Kul-

turvermittlung sollte zur Selbstverständlichkeit werden. Es gibt eine breite Auswahl von 

Angeboten, die aber noch wenig genutzt wird. Das Projekt "kultur&schule" verspricht viel. 

Hoffentlich können die Lehrpersonen dazu animiert werden, die Angebote vermehrt zu 

nutzen. Zum Thema ICT im Unterricht: Im Thurgau ist die Einführung freiwillig. Unseres 

Erachtens sollte es aber für alle Pflicht sein. Wie können die verbleibenden acht Schul-

gemeinden, bei welchen ICT noch keinen Einzug gehalten hat, als letzte Mohikaner auf 

Kurs gebracht werden? Zum Lehrplan 21: Die SP-Fraktion begrüsst die Anstrengungen 

für eine Harmonisierung der Lehrpläne in der Schweiz. Man könnte stundenlang über die 
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Inhalte diskutieren. Wir sollten das aber den Praktikern und Fachleuten überlassen, wel-

che bereits an der Arbeit sind. Der Termin für die Einführung wurde verschoben, weshalb 

nun genug Zeit vorhanden ist, dieses grosse Werk zu überarbeiten, einer Abspeckkur zu 

unterziehen und es reifen zu lassen. Unbedingt anzugehen ist eine bessere Zusammen-

arbeit zwischen Eltern und Schule. Dem lebenslangen Lernen muss künftig noch mehr 

Gewicht zuteil werden. Dabei dürfen die jungen Alten nicht vergessen werden: Lassen 

Sie uns ihre Ressourcen nutzen und daran denken, dass sie eine bildungshungrige Kli-

entel darstellen. Der Bildungsbericht zeigt viel Positives, aber es sind auch viele Dinge 

im Wandel, obwohl die Zeit 2011-2013 als Phase der Konsolidierung gilt. 

 

Gschwend, FDP: Mit grossem Interesse hat die FDP-Fraktion den siebten Bericht zur 

Entwicklung des Bildungswesens 2013 zur Kenntnis genommen und bedankt sich dafür. 

Auch dieser Bericht kann nicht alles abdecken. Manch wichtige Dinge, welche sich in der 

Bildungslandschaft ereignet haben, bleiben unerwähnt. Einige Punkte sind je nach 

Sichtweise zu oberflächlich, andere Punkte zu detailliert abgehandelt. Im ganzen Kanton 

setzen sich über 4000 Lehrpersonen und rund 450 Behördenmitglieder für das Thurgau-

er Bildungswesen ein. Sie arbeiten einerseits im Rahmen ihres Auftrages, andererseits 

aber auch im Rahmen ihrer Überzeugung. Die FDP-Fraktion ist ebenso überzeugt, dass 

alle diese Personen dasselbe Ziel verfolgen. Sie möchten für die Schülerschaft sowie die 

Studentinnen und Studenten eine möglichst gute Basis für ein selbständiges Leben 

schaffen. Die Bildungslandschaft im Thurgau befindet sich grundsätzlich in einer konsoli-

dierenden Phase, denn mit dem Lehrplan 21 stehen in nächster Zukunft schon wieder 

grosse Herausforderungen bevor. Angesicht dessen muss es gelingen, einen realisti-

schen und umsetzbaren Lehrplan zu schaffen. Harmonisierung darf jedoch nicht in 

"Gleichmacherei" münden. Die Vielfältigkeit im Föderalismus ist ein Wert, der immer 

wieder zu neuen Impulsen führen kann. Auch müssen demnächst zu pädagogischen 

Entwicklungen diverse Antworten gegeben werden. Dabei ist beispielsweise an die 

Thematik von allfälligen zwei Fremdsprachen auf der Primarschulebene zu denken. Im-

mer häufiger fordern Fachleute die Reduktion des Unterrichtsstoffes auf nur eine Fremd-

sprache. Wir empfinden es als schade, dass der Fremdsprachenentscheid nicht mit der 

Einführung des Lehrplans 21 einhergeht. Die Diskussion muss nun sachlich angepackt 

und eine harmonisierte, gesamtschweizerische Lösung herbeigeführt werden. Die finan-

zielle Entwicklung im Bildungswesen lässt aufhorchen. Wir warten gerne die Ergebnisse 

des interkantonalen Vergleichs ab. Eine Beurteilung ist erst möglich, wenn alle Kantone 

auf das harmonisierte Rechnungsmodell 2 (HRM2) umgestellt haben. Bei den Mittel-

schulen hat sich im Berufsfeld Pädagogik eine neue Situation ergeben, da alle umlie-

genden Kantone eine Fachmatura Pädagogik eingeführt haben oder dabei sind, eine 

solche einzuführen. Mit der Fachmatura Pädagogik kann an einer Pädagogischen Hoch-

schule die Primarlehrer- beziehungsweise die Primarlehrerinnenausbildung begonnen 

werden. Da diese Fachmatura in den Kantonen Schaffhausen und St. Gallen lediglich 
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ein halbes Jahr dauert, ist dieses Angebot sehr attraktiv und setzt die Thurgauer Lösung 

unter Druck. Auch hier muss in den nächsten zwei Jahren nach einer kreativen Lösung 

gesucht werden. Weiter nimmt die FDP-Fraktion mit Freude zur Kenntnis, dass zur Stär-

kung der MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft, Technik) ein 

Schwerpunkt gesetzt wurde. Im Bereich der Berufsbildung darf festgehalten werden, 

dass die Berufslehre auf hohem Niveau sehr gut funktioniert. Als Lehrmeister sehe ich 

bereits seit 25 Jahren, dass das Zusammenspiel zwischen Berufsverbänden, den Aus-

bildnerinnen und Ausbildnern und dem Kanton sehr gut funktioniert, sowie dass jährlich 

viele junge Erwachsene gut ausgebildet ins Berufsleben übertreten können. Die Führung 

unserer Schulgemeinden hat sich verändert. Sie ist kostenintensiver geworden, jedoch 

nicht in sämtlichen Belangen effizienter. Die Umsetzung der Schulleitungen gilt es in der 

Praxis im Auge zu behalten, sie zu fördern und wo nötig anzupassen. Wo möglich könn-

te man unseres Erachtens mit der Bildung von Einheitsgemeinden effektiv Synergien 

nutzen. Dies wiederum ist mit unseren Gemeindestrukturen nicht flächedeckend um-

setzbar, weshalb wir weiterhin die Bildung von Volksschulgemeinden unterstützen. Den 

Erscheinungsrhythmus des Bildungsberichtes von vier Jahren erachtet die FDP-Fraktion 

als sinnvoll. Grundsätzlich halten wir folgende Punkte fest: Das Bildungssystem soll sich 

vermehrt dem Wettbewerb stellen. Private und öffentliche Bildungsangebote sollen in ei-

nem Qualitätswettbewerb stehen. Die Budgets in der Bildung, der Forschung und der In-

novation wachsen stetig. Daher muss jeder Bildungsfranken effizient und zielführend 

eingesetzt werden. Lassen Sie uns aber bei all diesen Gedanken, Fragen und Aufgaben 

die Pflichten der Eltern nicht vergessen. Die Eltern stehen in der Verantwortung, ihre 

Kinder zu erziehen und schulisch zu unterstützen.  

 

Huber, BDP: Der siebte Bericht zum Thurgauer Bildungswesen zeigt die facettenreichen 

Entwicklungsthemen der verschiedenen Bildungsbereiche auf und vermittelt eine gute 

Übersicht über die Bildungslandschaft Thurgau. Die BDP-Fraktion nimmt den Bericht po-

sitiv auf. Den zentralen Wert der Bildungsberichte erkennt die Fraktion vor allem in der 

mehrjährigen Dokumentierung von Entwicklungen aller Bildungsbereiche. Die daraus re-

sultierenden Erkenntnisse dienen uns als taugliche Grundlagen für zukunftsträchtige 

Entscheidungen. So werden wir vermutlich erst im kommenden Bericht kräftige Aussa-

gen sowohl über die Resultate der Begabungs- und Begabtenförderung, als auch über 

die Auswirkungen einer aufgewerteten Fachmaturität mit Schwergewicht Pädagogik, 

welche den Zugang zur Lehrerbildung erleichtert, erhalten. Insofern kann uns die struktu-

rierte und statistisch gestützte Retroperspektive als gute Grundlage für zukunftsträchtige 

Entscheidungen dienen. Wenn der vorliegende Bericht 2013 mit denjenigen der Jahre 

2011 und 2009 verglichen wird, sticht das Tempo der demografischen Entwicklung her-

aus. Hierin liegt wohl die grösste Herausforderung der Zukunft. Sie liegt nicht, wie stets 

heraufbeschworen, im Lehrplan 21. Wiederholt wurde die Schulevaluation kontrovers 

diskutiert, auch im Zusammenhang mit diesem Bildungsbericht. Ein Blick über die Kan-
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tonsgrenzen hinweg könnte vielleicht Lösungen dafür aufzeigen, wie das nötige Steue-

rungswissen gewonnen werden könnte, ohne dass der Aufwand für die Evaluation und 

die Folge-Evaluation ausufert, und damit das gesamte Prozedere in seiner Kosten-

/Nutzen-Effizienz tatsächlich einem sinnvollen Qualitätsmanagement entspricht. Weiter 

belegen die Statistiken, dass auch für die bereits im Bericht 2011 erwähnte, hohe Fluk-

tuationsrate bei den Schulleitungen noch kein Lösungskonzept gefunden werden konnte. 

Müssten diesbezüglich nicht noch vertieftere Anstrengungen unternommen werden? 

Müsste bewährten Führungskräften aus der Wirtschaft nicht das "Quereinsteigen" er-

leichtert werden, wohl bemerkt mit der Auflage, berufsbegleitend die Nachqualifikation in 

Pädagogik zu erlangen? Der Bericht enthält sehr viele statistische Informationen. Dass 

hinter all diesen Statistiken Menschen stehen, muss der geneigte Leser offenbar selbst 

konstatieren. So geht der Bericht auch kaum auf die Herausforderungen ein, mit welchen 

die rund 4400 sogenannt "operativ tätigen Lehrenden" im Alltag konfrontiert sind. Wenn 

im Bericht von Herausforderungen und Chancen die Rede ist, bleibt schlicht unerwähnt, 

welche Schwierigkeiten, Probleme und Nöte den Lehrpersonen aus den divergierenden 

Anspruchshaltungen im Schulalltag erwachsen. Während im Bericht 2011 das Projekt 

Jahresarbeitszeit (JAZ) und Berufsauftrag noch prominent behandelt wurde, findet sich 

diesbezüglich im neuen Bericht auf Seite 67 lediglich noch folgender lapidarer Satz: "Das 

Projekt JAZ wird aufgrund der mangelnden Zustimmung im Rahmen der durchgeführten 

Vernehmlassung vorderhand nicht weiterverfolgt." Diese indifferente Aussage ignoriert 

einerseits den Inhalt der verschiedenen Rückmeldungen aus der Vernehmlassung, an-

dererseits aber auch die mehrfach deponierten Anliegen der Thurgauer Lehrerschaft zur 

Verbesserung der Berufssituation im Schulalltag. So bleibt einfach zu wünschen, dass im 

kommenden Bildungsbericht Positives zu diesem Thema vermerkt werden kann. Trotz-

dem: Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des DEK sei von der BDP-Fraktion für die 

Erstellung des sorgfältig erarbeiteten, informativen Bildungsberichtes gedankt. Ebenso 

ist die offene Kommunikation innerhalb der drei Kommissionssitzungen und die konstruk-

tive Erörterung diverser Diskussionspunkte sehr zu schätzen. Der siebte Bericht illustriert 

in deutlicher Weise, wie das DEK von einer klaren, verbindlichen und transparenten Füh-

rungsphilosophie geprägt ist. Die Fraktion dankt Regierungsrätin Knill dafür. Zum Zwei-

jahres-Rhythmus der Publikation des Berichtes: Mit sieben Berichten in einer Zweijahres-

Kadenz steht der Thurgau in Sachen Bildungsberichterstattung allein an der Spitze der 

Schweiz. Für die Parlamentarier sind diese Berichte zweifelsfrei von grosser Bedeutung, 

weshalb der Rhythmus auf breiter Basis geschätzt wurde. Es gilt jedoch zu berücksichti-

gen, dass aktualisierte, bildungsstatistische Bekanntmachungen, welche einen erhebli-

chen Teil dieses Bildungsberichts ausmachen, stets auf der Internetseite www.bista.tg.ch 

nachgeschlagen werden können. Weiter sind auch aus den Geschäftsberichten unseres 

Kantons aktuelle Entwicklungen ersichtlich. Angesichts der breiten Sparanstrengungen 

auf der kantonalen Verwaltungsebene macht es also Sinn, den Erscheinungsrhythmus 

auf vier Jahre zu erweitern. Tritt der Bericht dann zusätzlich auch noch etwas nüchterner 

http://www.bista.tg.ch/
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und somit auch kürzer und kostengünstiger auf, tut dies seinem Inhalt keinen Abbruch. 

Es würden damit kleine Reserven bereitgestellt werden für weitere exklusive Publikatio-

nen in Form von beispielsweise der Publikation der Kantonsschule Romanshorn zum 

epochalen 45-Jahre-Jubiläum. Sollte der Rektor die horrenden Zusatzkosten für Spezial-

Layout im Sonderformat und Hochglanz-Inversdruck seiner Selbstbeweihräucherung je-

doch aus eigener Tasche berappt haben, will ich hierzu nicht weiter herumnörgeln. 

 

Jordi, EDU/EVP: Die EDU/EVP-Fraktion freut sich über den Bericht 2013 und dankt dem 

Regierungsrat für seine gute Arbeit. Der Bericht ist umfassend, aufschlussreich, ange-

messen und übersichtlich. Vieles ist in den letzten Jahren verbessert worden und die 

Schule im Thurgau befindet sich auf einem sehr guten Weg. Ich empfinde es als wichtig, 

dass die Schule für die ganzheitliche Bildung zuständig ist, während das Elternhaus für 

die Erziehung zu sorgen hat. Dies soll auf der Grundlage christlicher Werte sowie der 

Schulung und Anwendung lebenspraktischer Fächer geschehen. Die Lehrpersonen be-

nötigen gute Arbeitsbedingungen. Mit diesem Bericht kommt der Bildungs- und Erzie-

hungsauftrag sehr gut zum Ausdruck. Ich unterstütze den Regierungsrat in seiner Ab-

sicht, auf dem eingeschlagenen Weg fortzuschreiten. Ich bitte ihn jedoch darum, den 

Lehrplan 21 nicht ausser Acht zu lassen. Ich hoffe, dass die guten Grundlagen beibehal-

ten werden können. Vor allem hoffe ich, dass das jetzige Thurgauer Modell nicht zerris-

sen wird. Im Lehrplan 21 sollen gemeinsame Richtlinien und Ziele der Kantone festge-

halten sein, und zwar in schlanker und übersichtlicher Form. Ich habe beispielsweise 

speziell bezüglich der zukünftigen Sexualpädagogik nachgefragt und die Antwort erhal-

ten, dass sie im selben Rahmen wie bisher beibehalten werden soll. Dies ist wichtig für 

die EDU/EVP-Fraktion. Leider steigen die Kosten weiter. Mit Fr. 16'600.-- pro Schülerin 

und Schüler im Jahr 2012 sind sie zu hoch. Die Hauptursachen dafür lassen sich in den 

Projekten für Integration und in der speziellen Betreuung von schwierigen Schülerinnen 

und Schülern finden. Bezüglich der Berufsbildung ist es erfreulich, dass das Bundesamt 

evaluiert und im Januar 2014 sehr gute Bewertungen abgegeben hat. Schliesslich bringe 

ich noch eine Anmerkung an, die meiner persönlichen Sicht und Erfahrung bezüglich des 

Lehrplans 21 entspringt. Die Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren haben 

mit dem Lehrplan 21 grosse Arbeit geleistet, welche ich dankend anerkenne. Die Latte 

der Kompetenzen ist jedoch zu hoch angesetzt. Die Tatsache, dass immer mehr Mittel 

für sozial schwache Schülerinnen und Schüler ausgegeben werden müssen, darf nicht 

ausgeblendet werden. Ich bitte den Regierungsrat, den Lehrplan 21 in einer Form zu 

überarbeiten, welche das Erreichen der Grundziele genauso ermöglicht wie die individu-

elle Förderung nach Begabung mit höheren Leistungen. Ein solches Vorgehen macht 

den Lehrplan 21 schlanker und anwendbar. Die so entstehenden "leeren" Seiten und 

Abschnitte sollten dann mit Singen und Wandern gefüllt werden, was wiederum das so-

ziale Zusammenleben fördert und bei Erfolg die Kosten langfristig zu senken vermag. 

Letztlich unterstützt eine solche Vorgehensweise das Erreichen der Bildungsziele bezie-
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hungsweise der gewünschten Kompetenzen. 

 

Brägger, GP: Kürzlich las ich, dass Schulbildung kostenlos sei, in manchen Fällen auch 

umsonst. Was launig klingt, ist leider falsch. Bildung kostet viel Geld und auch an den 

zweiten Teil mag ich nicht so recht glauben. Andernfalls wäre ich im falschen Film bezie-

hungsweise Beruf tätig. Der Bericht zur Entwicklung des Thurgauer Bildungswe-

sens 2013 ist gegenüber der Ausgabe aus dem Jahr 2011 etwas schlanker ausgefallen, 

was von den Kommissionsmitgliedern allgemein begrüsst wurde. Ebenso wurde das 

Vorhaben des Regierungsrates unterstützt, künftig lediglich noch alle vier Jahre einen 

Bildungsbericht zu erstellen. Dies geschah vor dem Hintergrund, dass die anderen Kan-

tone, die in regelmässiger Folge einen Bildungsbericht publizieren, dies in mindestens 

vierjährigen Abständen praktizieren. Weiter befindet sich der Thurgau mit dem verdop-

pelten Intervall im Gleichklang mit dem Erscheinungsrhythmus des Schweizerischen Bil-

dungsbericht, was im Sinne einer erleichterten Bezugnahme sinnvoll erscheint. Die Dis-

kussionen in der vorberatenden Kommission erlebte ich als sehr konstruktiv und offen, 

wofür ich und die GP-Fraktion allen Beteiligten danken, insbesondere den Vertreterinnen 

und Vertretern des DEK sowie der zuständigen Regierungsrätin. Ich empfinde es durch-

aus als Privileg, im Rahmen einer Kommission Fragen direkt an Amtschefs richten zu 

können und gegebenenfalls auf Schwachstellen oder Defizite im Thurgauer Bildungswe-

sen hinweisen zu dürfen. Damit sollte eine möglichst enge Anbindung der sogenannten 

Bildungsadministration an die Basis, insbesondere an Lehrpersonen und Behördenmit-

glieder, gewährleistet sein. Es besteht eine gewisse Gefahr der Abgehobenheit der Bil-

dungsverwaltung. Dies konnte am Beispiel des vor einiger Zeit auf 100 Seiten veröffent-

lichten Evaluationsbericht Frühenglisch leider einmal mehr festgestellt werden. Es han-

delte sich dabei um eine Evaluation, die aufgrund ungenügenden Übungsanlagen zu 

mangelhaften und wenig aussagekräftigen Schlussfolgerungen gelangt. Beispielsweise 

kann meines Erachtens aus folgender Aussage nichts gewonnen werden: "Frühenglisch 

ist von den Schülern gut akzeptiert". Genauso verhält es sich mit Sätzen wie: Die Schü-

lerinnen und Schüler "verfügen grossmehrheitlich über ein positives Selbstkonzept in 

Englisch". Leider treten die aus den Befunden abgeleiteten Empfehlungen des Evaluati-

onsteams ähnlich schwammig auf. Der Bildungsbericht, bei welchem es sich bis zu ei-

nem gewissen Grad auch um einen Rechenschaftsbericht des DEK handelt, berichtet 

viel Positives aus der Thurgauer Schullandschaft, dem ich mich insgesamt anschliessen 

kann. Dennoch weise ich auf ein paar wunde Punkte hin, wobei ich den Lehrplan 21 so-

wie die Fremdsprachenthematik explizit nicht ansprechen werde. Darauf wird bei ande-

ren Gelegenheiten zu Genüge noch eingegangen werden. Regierungsrätin Knill schreibt 

im Vorwort, dass die Bildungspolitik im Kontext der knappen Kantonsfinanzen noch stär-

ker als bisher vor der Herausforderung stehe, das Wesentliche vom Wünschbaren zu 

trennen. Dies mag der Wahrheit entsprechen, wobei sich ein Blick auf die schweizweite 

Entwicklung der Bildungskosten zwischen den Jahren 1990 und 2010 lohnt, die der Bil-
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dungsökonom Stefan C. Wolter, Direktor der Schweizerischen Koordinationsstelle für 

Bildungsforschung in Aarau, unter die Lupe genommen hat. Da zeigt sich beispielsweise, 

dass sich die Bildungsaufgaben in diesem Zeitraum verdoppelt haben. Die Löhne der 

Lehrpersonen sind jedoch deutlich unterproportional, diejenigen des sogenannten "übri-

gen Personals" dagegen klar überproportional gewachsen. Ähnlich verhält es sich mit 

dem stufenübergreifenden Kostensteigerungsvergleich. Obligatorische Schulen: + 70 %, 

Hochschulen: + 123 %. Kostenvergleiche sind nicht zu unterschätzen, wozu ich die 

Stichworte "Äpfel und Birnen" nachliefere. Schon anlässlich früherer Beratungen von 

Thurgauer Bildungsberichten wurde mehrfach, auch von mir, der Wunsch nach Ver-

gleichbarkeit von interkantonalen Bildungsausgaben geäussert. Erstmals wird im vorlie-

genden Bildungsbericht in einem separaten Exkurs auf die Grenzen der Vergleichbarkeit 

derartiger Zahlen hingewiesen. Es wird sich zeigen, wie viel im Hinblick auf den nächs-

ten Bildungsbericht diesbezüglich möglich sein wird. 

 

Schaffer, SVP: Der siebte Bildungsbericht wurde in der SVP-Fraktion mehrheitlich 

wohlwollend zur Kenntnis genommen. Wir sind erfreut über die um 20 Seiten kürzere 

Fassung und die Ankündigung, auf einen Erscheinungsrhythmus in vierjährigem Abstand 

überzugehen. Es scheint uns vertretbar, in der beruhigten Entwicklung der Bildungsland-

schaft die aufwendige Berichterstattung nun lediglich noch alle vier Jahre durchzuführen. 

Der Bericht stellt grundsätzlich die aktuelle Bildungslandschaft dar und verzichtet be-

wusst darauf, auf zukünftige Entwicklungen oder gar Visionen einzugehen. Vergebens 

sucht man nach Hinweisen zum Sprachenkonzept. Es bleibt zu hoffen, dass wir im 

Grossen Rat für die pendenten Zukunftspläne bei den Fremdsprachen den Mut haben, 

eine schweizweit breit abgestützte Lösung zu treffen und nicht vor lauter Föderalismus 

ein Eigentor zu schiessen. Potenzial für eine Entwicklung hätte auch die ICT auf der 

Primarschulstufe, damit nicht unnötige Ressourcen verbraucht, aber trotzdem eine ziel-

gerichtete, möglichst integrierte Lösung für den Umgang mit den elektronischen Geräten 

erreicht werden kann. Unserer Heterogenität in den Kantonen ist es zu verdanken, dass 

der kantonale Vergleich in den Bildungsausgaben nicht einmal mehr versuchsweise auf-

geführt wird. Zu unterschiedlich sind die Kostenindikatoren, wird im Bericht argumentiert. 

In der Kommissionsarbeit fielen auch kritische Worte zum Lehrplan 21. Als wohltuend 

erweist sich deshalb die Verschiebung der Einführung um ein Jahr auf den Som-

mer 2017. Die Änderung im Volksschulgesetz hat acht Primarschulen dazu bewogen, 

sich mit der Einführung der Basisstufe im Sommer 2014 zu beschäftigen. Diese Mass-

nahme wird ihnen vor allem ein längerfristiges Überleben in kleinen Dörfern ermöglichen. 

Bei der Entwicklung der meistgewählten Berufe darf erfreut festgestellt werden, dass der 

Pflegeberuf massiv an Beliebtheit gewinnen konnte. Dennoch sind die Lernenden in die-

ser Branche im Kanton Thurgau noch immer hart umkämpft. Die SVP-Fraktion dankt den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im DEK für die Zusammenstellung des Berichtes. Der 

zeitlichen Ausdehnung der Berichtsperiode auf vier Jahre stimmen wir zu. 
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Regierungsrätin Knill: Ich bedanke mich für die gute Aufnahme des Berichtes. Ihre kon-

kreten Rückmeldungen bezüglich einzelner Themen werden wir innerhalb des Departe-

ments diskutieren und allfällige Vorschläge prüfen. Den Sparvorschlag Nr. 1 von Kan-

tonsrätin Bruggmann nehme ich gerne auf, welcher auf das Sparen an Worten bei The-

men, zu welchen es nichts Neues zu sagen gibt, abzielte. Zum vorliegenden Bericht, 

zum Kommissionsbericht und allenfalls auch zu den Protokollen habe ich, einen kleinen 

Hinweis ausgenommen, keine Ergänzungen. Mehrfach wurde bereits das Thema Lehr-

plan 21 angesprochen. Der Stand der Dinge zeigt sich wie folgt: Der Überarbeitungsauf-

trag fordert eine Reduktion von 20 % Inhalt, weshalb auch zahlreiche Kompetenzen und 

Kompetenzstufen reduziert werden sollen. Die Arbeiten sind gut fortgeschritten und der 

Weg zum angestrebten Ziel, gemäss welchem der Lehrplan 21 im Herbst vorliegen soll, 

scheint realistisch. Es freut uns, wenn die konkreten Überarbeitungsaufträge für die ein-

zelnen Fachbereiche und Fächer konkret umgesetzt werden können.  

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Präsidentin: Nun diskutieren wir den Bericht kapitelweise. 

 

Kapitel 1: Rückblick auf den Bericht 2011 

Vonlanthen, SVP: Ich spreche zum Punkt 1.3, Parlamentarische Vorstösse im Zeitraum 

2011-2013. Im Juni 2012 haben Kantonsrat Stuber und ich unsere Motion "Förderung 

einheimischer Werte in der Volksschule" zurückgezogen. Die Motionsziele waren für uns 

erfüllt, als Regierungsrätin Knill folgende drei Punkte zusicherte: 1. Von Thurgauer Seite 

wird darauf hingewirkt, dass die Nationalhymne in den Lehrplan 21 aufgenommen wird. 

2. Die Nationalhymne und das Thurgauerlied werden in den kantonalen Lehrplan aufge-

nommen, falls der Lehrplan 21 darauf verzichtet. 3. Für die Zwischenzeit wird eine Emp-

fehlung an die Schulgemeinden abgegeben, diesem bedeutungsvollen Liedgut verstärkt 

Beachtung zu schenken. Wir sprachen damals die Hoffnung und Erwartung aus, dass 

das Thema auf der bildungspolitischen Tagesordnung bleibt. Heute stellen wir fest, dass 

in den letzten zwei Jahren seitens des DEK diesbezüglich nichts mehr zu vernehmen 

war. Wohl widmete sich das Thurgauer Schulblatt im Herbst 2012 dem Thema. Dies ge-

schah jedoch in einer Art, die wenig Begeisterung für traditionelles und bedeutungsvolles 

Liedgut im Schulzimmer erkennen liess. Zwei Jahre nach den drei Zusagen von Regie-

rungsrätin Knill erlauben wir uns, drei Fragen an sie zu richten: 1. Welche Empfehlungen 

hat das DEK bezüglich der verstärkten Beachtung der Landeshymne und des Thurgau-

erliedes in den letzten zwei Jahren an die Schulgemeinden abgegeben? 2. Inwiefern und 

mit welchem Erfolg wurde von Thurgauer Seite darauf hingewiesen, dass die National-

hymne in den Lehrplan 21 aufgenommen wird? 3. Im zwiespältigen Beitrag des Thur-

gauer Schulblattes vom Herbst 2012 wurden vom zuständigen Redaktor aus dem DEK 

folgende Fragen aufgeworfen: "Wie viel Heimatliebe steckt im Thurgauerlied? Verträgt 

der Schulunterricht diese geballte Ladung an Emotionen? Fördert das ursprüngliche 
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Marschlied allen Ernstes einheimische Werte?" Diesbezüglich bleibt die Frage, ob die 

Departementsvorsteherin diese kritische Einschätzung teilt oder ob sie, wie am 13. Juni 

2012 zugesichert, bereit ist, einheimische Werte in der Volksschule wirklich zu fördern. 

Der Tessiner Grosse Rat erklärte im Mai den Schweizerpsalm übrigens zum Pflichtstoff 

an den Schulen. Vielen Dank für eine möglichst klare, bodenständige Antwort zu den 

drei Fragen. 

 

Regierungsrätin Knill: Mit beiden Füssen stehe ich auf dem Boden und hoffe dement-

sprechend, dass die Voraussetzungen für eine bodenständige Beantwortung der Fragen 

somit gewährleistet sind. Die Motionäre der damaligen Motion werden sich freuen über 

das Ausmass an Thurgauer Heimatliebe, zu deren Integration in den Schulalltag unsere 

Schulen und Lehrpersonen mit der Einführung des Lehrplans 21 auf kantonaler Ebene 

animiert werden. Aktuell wird, parallel zur Erarbeitung des Lehrplans 21, zusätzlich ein 

Online-Lehrmittel erschaffen, welches lediglich auf Thurgauer Besonderheiten Bezug 

nimmt. Das Thurgauerlied wurde verschiedentlich thematisiert und damit eine derartige 

Kantonshymne lebendig gehalten werden kann, werden periodisch spezielle Impulse be-

nötigt. So erhielt der Präsident des Verbandes Musikschulen Thurgau vom Amt für 

Volksschule den Auftrag, gemeinsam mit Lehrpersonen verschiedene Medien für den 

Unterricht zu entwickeln, damit das Thurgauerlied auf allen Stufen neu entdeckt, inter-

pretiert und gemeinsam musikalisch begleitet werden kann. Momentan findet die Erpro-

bung dieser Unterrichtsmaterialien mit ausgewählten Lehrpersonen statt. Die Materialen 

sollen bis Ende 2014 vorliegen. Im Lehrplan 21 wird im Fachbereich Musik, im Kompe-

tenzbereich Singen und Sprachen, die Schweizer Landeshymne im Hinweis zum Liedre-

pertoire genannt. Mit Argusaugen werden wir beobachten, ob dieser Hinweis in der defi-

nitiven Fassung im kommenden Herbst noch immer enthalten ist. Sollte dies, wider mei-

ner Vorstellungskraft, nicht der Fall sein, muss diese Lücke auf kantonaler Ebene ge-

schlossen werden. Zum als "zwiespältig" betitelten Beitrag im Thurgauer Schulblatt: Zwi-

schenzeitlich wurde sogar ein Rap zum Thurgauerlied sowie eine wunderbare, klassi-

sche Neuinterpretation, welche Ende Mai am Jubiläumsfest der Kulturstiftung Ottoberg 

uraufgeführt wurde, vorgestellt. Meines Erachtens wurde dem Thurgauerlied damit ver-

schiedene, sehr hohe Ehre entgegengebracht. Weiter wird damit bewiesen, dass die 

einheimischen Werte weiterhin auch in Liedform gepflegt werden, trotz geballter Ladung 

an Emotionen und etwas antiquirierten Sprachausdrücken. Wenn wenige, vielleicht et-

was provokant formulierte Fragestellungen im Schulblatt ein entsprechendes Commit-

ment für das Thurgauerlied zur Folge haben, ist meines Erachtens ein weiteres Ziel er-

reicht. Der Leser oder die Leserin wurde herausgefordert, die eigene Identifikation zum 

Thurgauerlied zu überprüfen. Die einheimischen Werte werden jedoch nicht nur über das 

Thurgauerlied gelebt, sondern auch über weiter Themen, die ganz spezifisch für den 

Thurgau stehen. Bleibt zusätzlich zu erwähnen, dass immer am Hochschultag der Päda-

gogischen Hochschule Thurgau, der jeweils im September stattfindet, der Chor der 
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Hochschule zusammen mit den Besuchern das Thurgauerlied anstimmt. Auch in der 

Lehrerbildung geniesst das Thurgauerlied also den ihm entsprechenden Stellenwert. Bei 

Personen der Exekutive und Legislative auf kommunaler und kantonaler Ebene erkenne 

ich den beinahe einzigen Nachholbedarf. So muss an Festen oft festgestellt werden, 

dass nicht alle fähig sind, wenigstens die erste Strophe auswendig zu singen. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Kapitel 2: Gesellschaftlicher Kontext und wirtschaftliche Entwicklung 

Kommissionspräsidentin Aerne, SVP: Wie dem Bildungsbericht zu entnehmen ist, 

wächst die Thurgauer Bevölkerung um 15 %. Auch die Altersstruktur der Bevölkerung 

hat sich verändert. Im bisher eher jungen Kanton ist der Anteil der über 64 Jahre alten 

Leute markant angestiegen. Geeignete Massnahmen, um Familien und junge Berufsleu-

te im Kanton zu behalten oder sie hierher zu holen, sind zu überdenken und weitere ziel-

führende Massnahmen in Angriff zu nehmen. 

 

Thorner, SP: Das Bildungsniveau unseres Kantons ist in Kapitel 2 thematisiert, aber 

auch später nochmals im Rahmen der Quoten von Maturitätsabsolventinnen und -absol-

venten. In der letzten Woche war der Handelszeitung eine Sonderbeilage beigefügt mit 

dem Titel "Talente zurückgewinnen". Die Wirtschaftsförderung unseres Kantons lanciert 

eine Offensive und wirbt neu um Hochschulabsolventen. Es ist wichtig, dass sich das 

Bildungsniveau unserer Bevölkerung gut im Mittelfeld positioniert. Bei den Hochschulab-

solventen tragen wir jedoch die rote Laterne und befinden uns auf dem letzten Platz be-

züglich Abschlüsse auf Hochschulniveau. Bei der gymnasialen Maturitätsquote haben 

wir den zweitletzten Platz inne. Bei der Gesamtmaturitätsquote, bei welcher die Berufs-

maturaabsolventinnen und -absolventen auch mitgerechnet werden, befinden wir uns auf 

dem viertletzten Platz. Sind diese Ergebnisse zufriedenstellend? Wo bleibt dabei unser 

bildungspolitischer Ehrgeiz? Unseren Stand messe ich an den Richtlinien des Regie-

rungsrates. Bei den Legislatur-zielen 2012-2016 steht beispielsweise unter Schwerpunkt 

1, Stellung im Wettbewerb stärken, dass der Kanton seine Stellung als attraktiver Bil-

dungsraum stärken würde und die Quote der beruflichen und gymnasialen Maturität 

durch Förderung moderat steigern wolle. Im Angesicht unserer Platzierungen stellt sich 

jedoch die Frage, ob überhaupt eine entsprechende Bildungsstrategie oder ein bildungs-

politisches Konzept besteht. Ein Blick in die Zukunft zeigt, dass eher das Gegenteil zu-

trifft. Es werden Klassen gestrichen, beispielsweise bei der Handelsmittelschule (HMS) 

oder der Berufsmaturität Gesundheit und Soziales, und für das Gymnasium wird eine fi-

nanzielle Begrenzung verhängt, wenn die Kosten aufgrund geringer Schülerzahlen zu 

tief sind. Die Strategie, welche sich meines Erachtens hier erkennen lässt, geht in die 

Richtung einer Beschränkung des Hochschul- und Fachhochschulzugangs auf dem bis-

her sehr tiefen Niveau. Der Thurgau möchte den Zugang in diesen Bereichen nicht för-

dern, sondern erschweren. Wollen wir dies? Diese Frage stelle ich in Bezug auf die Be-
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gabtenförderung nicht nur dem Grossen Rat, sondern auch dem Regierungsrat. Als im 

Jahr 1996 das Untergymnasium gestrichen wurde, war in breiten Kreisen die Rede von 

einer Begabtenförderung, welche diesen Namen verdienen würde. Im vorliegenden Bil-

dungsbericht lässt sich ein kleines Abschnittchen zur Begabtenförderung finden, in wel-

chem auf eine Tagung und auf Empfehlungen hingewiesen wird. Verstehen wir tatsäch-

lich solche Dinge unter Begabtenförderung? Die Antworten auf diese Fragen wollen an 

Taten erkannt werden und nicht erst im nächsten Bildungsbericht.  

 

Regierungsrätin Knill: Eine Bildungsstrategie existiert. Die departementale Bildungsstra-

tegie wurde vor einigen Jahren aufgegleist, damit alle Bildungsämter grundsätzliche Bil-

dungsthemen und Schnittstellen stufenübergreifend miteinander diskutieren. Neu wurde 

die Thematik der Begabtenförderung aufgenommen. Die erwähnte Tagung vom letzten 

November stellte den diesbezüglichen Startschuss dar, an welchem alle Bildungsstufen, 

die pädagogische Hochschule und weitere Akteure beteiligt waren. Erstmals wurde zu-

sammen einen Tag lang über Begabungs- und Begabtenförderung diskutiert. Dieses 

Thema ist nicht einfach auf einer Schulstufe, sondern auch in den Übergangsstufen zent-

ral angesiedelt. Ein neuer Ausgangspunkt ist geschaffen worden, von wo aus die The-

matik nun vertieft bearbeitet wird und verschiedene Massnahmen aufgegleist werden 

sollen. Zu gegebener Zeit werden wir auf dieses Thema und weitere Bereiche, die unter 

dem Titel "Bildungsstrategie" subsummiert werden können, zurückkommen. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Kapitel 3: Kooperation im Schweizer Bildungswesen 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Kapitel 4: Übergreifende Themen 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Kapitel 5: Volksschule 

Gubser, SP: Die aktuelle Diskussion soll die Möglichkeit bieten, der Erziehungschefin 

eigene Überlegungen mitzuteilen. Diese Möglichkeit nutze ich auch dieses Mal erneut, 

wie schon im Rahmen der Diskussion des letzten Berichtes aus dem Jahr 2011. Mein 

Anliegen ist dasselbe geblieben: Die Denkweise bezüglich des Miteinbezugs der Eltern 

in die Schule muss sich ändern. Auf Seite 39 des aktuellen Bildungsberichtes steht ge-

schrieben, dass die Schule nicht nur zur Reparaturwerkstatt für die Gesellschaft werden 

könne, sie jedoch wissen müsse, wie sie ihre Kernaufgabe, das Unterrichten der Schüle-

rinnen und Schüler, auch dann wahrnehmen könne, wenn einzelne Schülerinnen und 

Schüler zuhause kein optimales Umfeld für einen erfolgreichen Schulbesuch vorfinden 

würden. Diese Optik auf die Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus erachte 

ich als völlig falsch. Ich bitte darum, dass alle Institutionen, die sich mit Bildung beschäf-
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tigen, lernen mögen, die Eltern in das Geschehen miteinzubeziehen und sie zur Mitarbeit 

einzuladen. Man sollte die Eltern nicht verpflichten und sie an ihre Hausaufgaben erin-

nern. Vielmehr geht es darum, das Interesse der Eltern an ihren Kindern und deren Leis-

tungen in der Schule zu wecken. Interessierte Eltern sind nämlich der beste Garant für 

den Erfolg der Schülerinnen und Schüler. 

 

Ackerknecht, EDU/EVP: Es freut mich, dass Regierungsrätin Knill im Editorial des Be-

richtes schreibt, dass Bildung nicht nur dem Wissen und Können, sondern auch Werten 

und dem Herzen verpflichtet sein soll. Dieser Verpflichtung gerecht zu werden, stellt eine 

grosse Herausforderung dar. Zu zwei besonderen Herausforderungen der Schule gehö-

ren der Sexualunterricht sowie die Veränderung der Familienstrukturen. Zum Sexualun-

terricht: Wie Kantonsrätin Jordi bereits erwähnt hat, geht der Bildungsbericht aus mir un-

bekannten Gründen nicht auf den Sexualunterricht ein, obwohl diese Thematik aufgrund 

diverser Vorfälle zu einem grossen politischen Diskurs geführt hat. Die Diskussion um 

eine altersgerechte Sexualaufklärung ist nötig und wird bekanntlich im Rahmen des Leh-

plans 21 fortgeführt werden. Es handelt sich um eine Thematik, die auch vom DEK mit 

der nötigen Sensibilität und Sorgfalt begleitet werden muss. Zu der Veränderung der 

Familienstrukturen: Auf Seite 39 im Bildungsbericht ist die Herausforderung für die Schu-

le beschrieben, mit einer Vielzahl von Familienformen umgehen zu können. Die traditio-

nelle Familie stelle nicht mehr der Normalfall dar. Ich hoffe, dass dies nicht bereits eine 

leise Bankrotterklärung sein soll. Deshalb frage ich Regierungsrätin Knill an, dieses wich-

tige Thema proaktiv anzugehen und zur Chefsache zu erklären. Ich zitiere gerne aus der 

letzten Sonntagspresse den verstorbenen Redaktor der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

für Deutschland (FAZ), Frank Schirrmacher, welcher vor der Auflösung der Familie als 

Kraftwerk von Gemeinschaft warnte. Ein bisschen Werbung für die Familie scheint mir 

angebracht. Der Familienpolitik sollte mehr Gewichtung geschenkt werden. Sie darf nicht 

einfach dem Zeitgeist geopfert werden. Die Verunsicherung, auch bei Kindern und Ju-

gendlichen, ist gross. Die Schule muss sich diesen Prozessen stellen und es sich zur 

Aufgabe machen, die tragenden Elemente der Familien und des Zusammenlebens auf-

zuzeigen. Starke und lebensfrohe Familien bilden das Rückgrat unserer Gesellschaft 

und unserer Zukunft. Anfänglich hatte ich bedauert, dass die Kommission zum Ent-

schluss kam, die Erstellungsperiode des Bildungsberichtes aus finanziellen und anderen 

Gründen von zwei auf vier Jahre auszudehnen. Beim Zweijahresrhythmus wäre weiter-

hin möglich gewesen, die uns wichtige Entwicklung des Bildungswesens mit der nötigen 

Aktualität zu begleiten und zu unterstützen. Ich verzichte jedoch auf die Formulierung ei-

nes Antrages, da wir auch in den jährlichen Budget- und Rechnungsdebatten sowie im 

Rahmen der Diskussion um den Lehrplan 21 oder mit dem Anbringen von Vorstössen 

die Möglichkeit haben, den Ball in diesen Themen flach zu halten. Ich schliesse mein 

Kurzplädoyer für die klassische Familie mit dem visionären Ansatz, dass wir diesem Mo-

dell wieder mehr Goodwill und Priorität schenken sollten, um ihm so zurück auf die Beine 
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zu helfen. 

 

Brägger, GP: Als Volksschullehrer ist es mir ein Bedürfnis, zu diesem Kapitel drei Be-

merkungen vorzutragen. 1. Ich stelle fest, dass der Bildungsbericht 2013 brisante The-

menkreise wie Integration, Umgang mit Heterogenität und Elternzusammenarbeit insge-

samt zu wenig thematisiert. So scheint man sich vor einer vertieften Auseinandersetzung 

mit der Fragestellung, was die Schule kann, soll und muss, zu fürchten, genauso wie vor 

der gegenteiligen Frage, was nach wie vor, oder wieder, Sache der Eltern beziehungs-

weise der Erziehungsberechtigten sein soll. Dieses ungeklärte Spannungsfeld wird im 

Bericht unter dem Titel "Erziehung, Bildung und Wertevermittlung" leider nur summarisch 

angegangen. Die nicht geführte Diskussion zur Aufgabenverteilung zwischen unterrich-

tenden und erziehenden Personen ist meines Erachtens ein wesentlicher Grund dafür, 

dass wir uns mit dem Lehrplan 21 ein Projekt von fast schon herkulischer Dimension 

aufgebürdet haben, wie von vielen Seiten beklagt wird. Ebenso klar unterschätzt wird 

das Thema Differenzierung und Integration, wobei ich aus eigener Erfahrung spreche. 

Trotz aller pädagogischen und organisatorischen Kunstgriffe in der täglichen Unterrichts-

praxis muss festgestellt werden, dass Lehrpersonen sich ebenso wenig wie andere Indi-

viduen vierteilen können und ihr Zeitbudget nicht beliebig vermehrbar ist. 2. Aus Sicht 

von Bildung Thurgau ist zu bedauern, dass die ablehnende Haltung der Lehrergewerk-

schaft zum Projekt Jahresarbeitszeit und Berufsauftrag im Bildungsbericht einseitig dar-

gestellt wird. Die grosse Mehrheit der Volksschullehrpersonen steht grundsätzlich hinter 

dem vorgeschlagenen Modell; hat es jedoch in der Vernehmlassung im Wesentlichen 

aus pädagogischen Gründen abgelehnt, insbesondere aufgrund ungenügender Res-

sourcen für das Kerngeschäft. Es ist unverständlich, dass dieses Projekt nun scheinbar 

in einer departementalen Schublade verschwunden ist. Der Kanton St. Gallen hat dies-

bezüglich inzwischen einen grossen Schritt vorwärts gemacht. Auch hierzulande wird 

über JAZ sicherlich wieder zu reden sein. 3. "Beste Schule Thurgau" hiess eine unlängst 

abgeschlossene Imagekampagne, die sich zum Ziel gesetzt hatte, die Attraktivität des 

Lehrerberufs aufzuzeigen. Markus Villiger, Präsident des Schulleiterverbandes und Mit-

glied der Projektgruppe, kommt in seinem Fazit zum Schluss, dass das Ziel teilweise er-

reicht worden sei. Wie sich die Zielerreichung der Fr. 150'000.-- teuren Kampagne je-

doch quantifizieren lässt, bleibt schleierhaft. Der gewählte Slogan hingegen hat es in 

sich: Es muss das Ziel aller an Bildung Beteiligten sein, für unsere Schülerinnen und 

Schüler die beste Schule zu sein. Dafür sind allerdings weniger derartige Kampagnen, 

sondern Taten im Hinblick auf die konsequente Überprüfung und wo nötig Verbesserung 

der Rahmenbedingungen für alle Beteiligten gefragt. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Kapitel 6: Mittel- und Hochschulen 

Kaufmann, CVP/GLP: Im Bericht lässt sich nachlesen, was in den Kantonsschulen 
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Frauenfeld, Kreuzlingen und Romanshorn Beeindruckendes vor sich geht. Als Vertreterin 

des Hinterthurgaus hätten mich besonders die News aus der Kantonsschule Wil interes-

siert. Leider ist in diesem Bericht nichts über diese Schule zu lesen, obwohl zur Zeit 

115 Schülerinnen und Schüler aus dem Hinterthurgau dort unterrichtet werden und der 

Kanton Thurgau mit fast 10 Millionen Franken an dieser Schule finanziell beteiligt ist. In 

einem künftigen Bericht erwarte ich auch umfassende Informationen zu dieser Kantons-

schule.  

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Kapitel 7: Berufsbildung und Berufsberatung 

Kommissionspräsidentin Aerne, SVP: Ich spreche zum Punkt 7.4.2, Bildung von Fach-

klassen. Im Thurgau hat die Bildung von Fachklassen in der beruflichen Grundbildung 

einen Spezialisierungsgrad erreicht, der in der Organisation des Unterrichts einen aus-

serordentlichen Mehraufwand generiert. Hier wäre eine Vereinheitlichung der Ausbil-

dungsziele durch die Berufsverbände dringend nötig. Dadurch wäre ein Zusammenzug 

von ähnlichen Berufsgruppen im Fachunterricht möglich und es könnte ein Abbau der 

anscheinend enorm angestiegenen administrativen Aufgaben vorgenommen werden. 

 

Dransfeld, SP: Meine Bemerkung bezieht sich auf die Berufsbildung, die ich im Wesent-

lichen als erfolgreich und als eine gute Einrichtung in unserer Bildungslandschaft beurtei-

le. Es geht um einen kleinen Aspekt, der mich als Lehrmeister und Prüfungsexperte oft-

mals berührt und bezüglich welchem ich sowohl in der Kommission und bei den zustän-

digen Personen des Berufsbildungsamtes, als auch beim Gewerbeverband auf offene 

Ohren gestossen bin. Seit Jahren werden wir auch in der Berufsbildung regelmässig be-

glückt mit Reformen und neuen Regelwerken, die offenbar gelehrte Fachleute mit Hilfe 

von Verbänden und staatlichen Stellen ersonnen haben, von welchen an der Front aber 

niemand so recht weiss, wozu sie gut sein sollen. Lehrmeister und Prüfungsexperten 

werden durch praxisfremde Wohlfühl- und Bürokratiekurse getrimmt und in ein Korsett 

gezwängt, welches ihnen natürliche Regungen wie der gesunde Menschenverstand, Zu-

neigung gegenüber Auszubildenden, Aufmerksamkeit, Verantwortungsgefühl und Fair-

ness zunehmend austreiben soll. Natürlich braucht es gewisse Regeln und es liegt mir 

fern, Zeiten zurückzusehnen, in denen Lehrpersonen oder Lehrmeister nahezu allmäch-

tig waren. Heute scheint mir das Pendel aber gar zu sehr in die andere Richtung zurück-

zuschlagen. Mancher Gewerbler, der zwar gerne und engagiert ausbildet, hat wenig 

Lust, zwischen dem Tagesgeschäft, dem Pneuwechsel und der AHV-Abrechnung auch 

noch die neusten Ergüsse der Bildungsbürokratie und didaktischen Gelehrten zu genies-

sen. Es sind keine Maschinen, sondern Menschen, die wir ausbilden und auch wir Aus-

bildnerinnen und Ausbildner sind nur Menschen. Lassen Sie uns auf übertriebene Mass-

regelungen verzichten, um für eine gute und menschliche Ausbildung mehr erreichen zu 

können. Die Politik, die Verwaltung, die Berufs- und Wirtschaftsverbände sind gleicher-
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massen gefordert. 

 

Knöpfli, SVP: Ich spreche zum Punkt 7.2, Entwicklungsbereiche. Die Anlehre wurde ab-

geschafft und durch die zweijährige berufliche Grundbildung (EBA) ersetzt. Die EBA 

stellt eine sehr gute Ergänzung zur Ausbildung mit Eidgenössischem Fähigkeitszeugnis 

(EFZ) dar. EBA-Lernende können nach ihrer Ausbildung direkt in das zweite Lehrjahr der 

EFZ-Ausbildung übertreten, sofern sie das möchten. Ich zitiere den letzten Abschnitt auf 

Seite 57 des Bildungsberichtes: "Die Jugendlichen sollten im EBA-Bereich ausgebildet 

werden. Nach dem Vorbild der Sonderpädagogik auf der Volksschulstufe müssten diese 

EBA-Lernenden von gewissen Leistungszielen befreit werden können. Schülerinnen und 

Schüler, die nicht rechnen können, müssten von diesem Fach befreit werden, um nicht 

dauernd durch schlechte Noten demotiviert zu werden. Dies hat allerdings auch zur Fol-

ge, dass sie keinen Anspruch auf ein eidgenössisches Berufsattest haben." Das darf 

doch nicht wahr sein! Die Idee einer Berufsausbildung ohne Rechnen ist in der heutigen 

Zeit nicht nachvollziehbar. Rechnen gehört zum jetzigen Alltag. Mir als Ausbildner von 

Jugendlichen ist bestens bekannt, dass viele Schulabgängerinnen und Schulabgänger 

im Rechnen, vor allem im Kopfrechnen, grosse Mühe bekunden. Ein neues Gefäss zur 

EBA- und EFZ-Ausbildung braucht es meines Erachtens nicht. An der Grundschule 

muss man sich wieder vermehrt auf das Grundsätzliche konzentrieren. Deshalb fordere 

ich den Regierungsrat auf, in der Primarschule eine Lektion Jassen einzuführen. An ei-

ner Primarschule im Kanton Freiburg wird Jassen schon seit längerer Zeit mit Erfolg 

praktiziert. Drei verschiedene Bereiche werden damit gefördert: 1. Das Kopfrechnen, 

2. die Kommunikation und 3. das Brauchtum. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Kapitel 8: Erwachsenenbildung 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Kapitel 9: Ausblick - Themen der Bildungsstrategie 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Kapitel 10: Bildungskosten 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Kapitel 11: Anhang 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Präsidentin: Wir haben den Bericht zur Entwicklung des Thurgauer Bildungswe-

sens 2013 beraten und darüber diskutiert. Möchte jemand auf einen Punkt zurückkom-

men? Das ist nicht der Fall. Das Geschäft ist erledigt. 
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